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wicklungszusammenarbeit zur Verfügung gestellten Mittel
entrichtet werden sollen;

17. erklärt erneut, dass das Amt für die Koordinierung
humanitärer Angelegenheiten über eine angemessene und be-
rechenbarere Finanzgrundlage verfügen soll; 

18. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, wirk-
same Maßnahmen zur Bekämpfung geschlechtsspezifischer
Gewalt in humanitären Notsituationen zu ergreifen und alles
in ihrer Macht Stehende zu tun, um sicherzustellen, dass an-
gemessene Gesetze und Institutionen vorhanden sind, um Akte
geschlechtsspezifischer Gewalt zu verhüten beziehungsweise
umgehend zu untersuchen und strafrechtlich zu verfolgen; 

19. fordert alle Mitgliedstaaten auf und legt den zustän-
digen Organisationen der Vereinten Nationen nahe, die Unter-
stützungsdienste, einschließlich psychosozialer Unterstüt-
zung, für die Opfer geschlechtsspezifischer Gewalt in huma-
nitären Notlagen zu stärken; 

20. fordert alle Staaten und Parteien in komplexen huma-
nitären Notlagen, insbesondere bewaffneten Konflikten und
Postkonfliktsituationen in Ländern, in denen humanitäres Per-
sonal im Einsatz ist, auf, in Übereinstimmung mit den ein-
schlägigen Bestimmungen des Völkerrechts und den inner-
staatlichen Rechtsvorschriften uneingeschränkt mit den Ver-
einten Nationen und den anderen humanitären Einrichtungen
und Organisationen zusammenzuarbeiten und den sicheren
und ungehinderten Zugang des humanitären Personals sowie
von Hilfsgütern und Ausrüstung zu gewährleisten, damit es
seine Aufgabe der Unterstützung der betroffenen Zivilbevöl-
kerung, namentlich der Flüchtlinge und Binnenvertriebenen,
wirksam wahrnehmen kann; 

21. erklärt erneut, dass alle Staaten und Parteien bewaff-
neter Konflikte verpflichtet sind, Zivilpersonen in bewaffne-
ten Konflikten im Einklang mit dem humanitären Völkerrecht
zu schützen, und bittet die Staaten, eine Kultur des Schutzes
zu fördern, unter Berücksichtigung der besonderen Bedürfnis-
se von Frauen, Kindern, älteren Menschen und Menschen mit
Behinderungen; 

22. fordert die Staaten auf, vorbeugende Maßnahmen
und wirksame Abwehrmaßnahmen gegen Gewalthandlungen
gegen die Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten zu er-
greifen und sicherzustellen, dass die Verantwortlichen ent-
sprechend den innerstaatlichen Rechtsvorschriften und den
völkerrechtlichen Verpflichtungen umgehend vor Gericht ge-
stellt werden; 

23. anerkennt die Leitlinien betreffend Binnenvertrei-
bungen170 als einen wichtigen internationalen Rahmen für den
Schutz von Binnenvertriebenen und legt den Mitgliedstaaten
und den humanitären Hilfsorganisationen nahe, sich weiter ge-
meinsam um eine berechenbarere Reaktion auf die Bedürfnis-
se von Binnenvertriebenen zu bemühen, und ruft in diesem Zu-

sammenhang dazu auf, den Staaten auf Antrag internationale
Unterstützung für Kapazitätsaufbaumaßnahmen zu gewähren; 

24. betont erneut, wie wichtig die Erörterung humanitä-
rer Politiken und Aktivitäten in der Generalversammlung und
im Wirtschafts- und Sozialrat ist und dass diese Erörterungen
von den Mitgliedstaaten kontinuierlich neu belebt werden soll-
ten, mit dem Ziel, ihre Relevanz, ihre Effizienz und ihre Wir-
kung zu steigern; 

25. legt den Mitgliedstaaten nahe, die Zusammenarbeit
und Koordinierung zwischen der Generalversammlung und
dem Wirtschafts- und Sozialrat in humanitären Fragen weiter
zu stärken, auf der Grundlage ihrer jeweiligen Mandate und
unter Berücksichtigung der komparativen Vorteile der beiden
Organe und der zwischen ihnen bestehenden Komplementari-
täten; 

26. beschließt, dass die gegenwärtig im Zweiten Aus-
schuss behandelten Unterpunkte ihrer Tagesordnung, die sich
auf die verstärkte Koordinierung der humanitären Hilfe und
der Katastrophenhilfe der Vereinten Nationen beziehen, ab ih-
rer zweiundsechzigsten Tagung dem Plenum zugewiesen wer-
den, um eine stärker zielgerichtete und konsolidierte Erörte-
rung humanitärer Fragen zu erreichen; 

27. erinnert daran, dass der Generalsekretär auf dem zum
neunten Mal humanitären Angelegenheiten gewidmeten Ta-
gungsteil des Wirtschafts- und Sozialrats ersucht wurde, die
bei der Durchführung der Pilotprojekte im Rahmen des
Schwerpunktgruppen-Ansatzes gewonnenen Erfahrungen
und bewährten Praktiken in seinen Bericht aufzunehmen, im
Benehmen mit den betroffenen Ländern und unter aktiver Ein-
beziehung der zuständigen humanitären Stellen der Vereinten
Nationen171; 

28. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung auf dem Weg über
die Arbeitstagung 2007 des Wirtschafts- und Sozialrats über
die Fortschritte bei der verstärkten Koordinierung der huma-
nitären Nothilfe der Vereinten Nationen Bericht zu erstatten
und der Versammlung über den Rat einen detaillierten Bericht
über den Einsatz des Zentralen Fonds für die Reaktion auf Not-
situationen vorzulegen.

RESOLUTION 61/135

Verabschiedet auf der 79. Plenarsitzung am 14. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 159 Stimmen ohne Gegenstimme bei 7 Enthaltun-
gen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.47 und Add.1, einge-
bracht von: Albanien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark,
Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Frank-
reich, Gambia, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kap Verde, Kroatien,
Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Moldau, Monaco, Montene-
gro, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portu-
gal, Rumänien, Russische Föderation, Schweden, Senegal, Serbien, Slowakei,
Slowenien, Spanien, Südafrika, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Un-
garn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zypern.

170 E/CN.4/1998/53/Add.2, Anhang. 171 Siehe Resolution 2006/5 des Wirtschafts- und Sozialrats, Ziff. 26.
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* Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Äquato-
rialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Baha-
mas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan,
Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam,
Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Däne-
mark, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominikanische Repu-
blik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Sal-
vador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Gabun, Georgien, Ghana, Grena-
da, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indone-
sien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika, Japan,
Jemen, Jordanien, Kanada, Kap Verde, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren,
Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malay-
sia, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei,
Montenegro, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua,
Niederlande, Niger, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Paraguay,
Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Ruanda, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Saudi-Arabien,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slo-
wakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland,
Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Togo, Ton-
ga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei,
Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Re-
publik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Keine.
Enthaltungen: Fidschi, Israel, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staa-

ten von), Nauru, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.

61/135. Hilfe für das palästinensische Volk
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 60/126 vom 15. Dezem-
ber 2005 sowie frühere Resolutionen zu dieser Frage,

sowie unter Hinweis auf die am 13. September 1993 in Wa-
shington erfolgte Unterzeichnung der Prinzipienerklärung
über vorübergehende Selbstverwaltung durch die Regierung
des Staates Israel und die Palästinensische Befreiungsorgani-
sation, die Vertreterin des palästinensischen Volkes172, und die
darauf folgenden, von den beiden Seiten geschlossenen
Durchführungsabkommen,

ferner unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte173, den Internationalen Pakt
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte173 und das
Übereinkommen über die Rechte des Kindes174,

zutiefst besorgt über die Verschlechterung der Lebensbe-
dingungen des palästinensischen Volkes, insbesondere der
Kinder, im gesamten besetzten Gebiet, die eine wachsende hu-
manitäre Krise darstellt,

im Bewusstsein der dringenden Notwendigkeit einer Ver-
besserung der wirtschaftlichen und sozialen Infrastruktur des
besetzten Gebiets,

sich dessen bewusst, dass die Entwicklung unter einem Be-
satzungsregime schwierig ist und dass sie am besten in einem
Klima des Friedens und der Stabilität gedeiht,

im Hinblick auf die großen wirtschaftlichen und sozialen
Herausforderungen, denen sich das palästinensische Volk und
seine Führung gegenübersehen,

betonend, wie wichtig die Sicherheit und das Wohl aller
Kinder in der gesamten Nahostregion sind,

tief besorgt über die nachteiligen Folgen, namentlich die
gesundheitlichen und psychologischen Folgen, die die Gewalt
für das gegenwärtige und künftige Wohl der Kinder in der Re-
gion hat,

im Bewusstsein der dringenden Notwendigkeit, dem palä-
stinensischen Volk unter Berücksichtigung der palästinensi-
schen Prioritäten internationale Hilfe zu gewähren,

unter Begrüßung der Ergebnisse der am 1. Oktober 1993
in Washington abgehaltenen Konferenz zur Unterstützung des
Friedens im Nahen Osten, der Einsetzung des Ad-hoc-Verbin-
dungsausschusses und der von der Weltbank als dessen Sekre-
tariat geleisteten Arbeit, der Einsetzung der Beratungsgruppe
sowie aller Folgetreffen und internationalen Mechanismen,
die eingerichtet wurden, um Hilfe für das palästinensische
Volk zu gewähren,

sowie unter Begrüßung der Ergebnisse der am 1. Septem-
ber 2006 abgehaltenen „Stockholmer Internationalen Geber-
konferenz über die humanitäre Lage in den besetzten palästi-
nensischen Gebieten“,

ferner unter Begrüßung der Arbeit des Gemeinsamen Ver-
bindungsausschusses, der als ein Forum fungiert, in dem mit
der Palästinensischen Behörde wirtschaftspolitische und prak-
tische Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Geberhilfe
erörtert werden, 

betonend, dass der Ad-hoc-Verbindungsausschuss nach
wie vor für die Koordinierung der Hilfe für das palästinensi-
sche Volk wichtig ist,

sowie betonend, dass es notwendig ist, dass die Vereinten
Nationen am Prozess des Aufbaus palästinensischer Institutio-
nen voll mitwirken und dem palästinensischen Volk weitrei-
chende Unterstützung gewähren, und in dieser Hinsicht die
Unterstützung begrüßend, die der Palästinensischen Behörde
von der 2002 vom Quartett eingesetzten Arbeitsgruppe für pa-
lästinensische Reformen gewährt wurde,

in diesem Zusammenhang Kenntnis nehmend von der ak-
tiven Mitwirkung des Sonderkoordinators der Vereinten Na-
tionen für den Nahost-Friedensprozess und Persönlichen Be-
auftragten des Generalsekretärs bei der Palästinensischen Be-
freiungsorganisation und der Palästinensischen Behörde an
der Tätigkeit der Sondergesandten des Quartetts,

172 A/48/486-S/26560, Anlage.
173 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Deutsche Übersetzung:
dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS
1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57;
öBGBl. Nr. 590/1978; AS 1993 725 (Sozialpakt).
174 United Nations, Treaty Series, Vol. 1577, Nr. 27531. Deutsche Über-
setzung: dBGBl. 1992 II S. 121; LGBl. 1996 Nr. 163; öBGBl. Nr. 7/1993;
AS 1998 2055.
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es begrüßend, dass sich der Sicherheitsrat in seiner Reso-
lution 1515 (2003) vom 19. November 2003 den ergebnisori-
entierten „Fahrplan“ für eine dauerhafte Zwei-Staaten-Lösung
zur Beilegung des israelisch-palästinensischen Konflikts175 zu
eigen gemacht hat, und betonend, dass dieser umgesetzt und
eingehalten werden muss,

Kenntnis nehmend von dem israelischen Rückzug aus dem
Gazastreifen und Teilen des nördlichen Westjordanlands als
Schritt zur Umsetzung des „Fahrplans“,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs176,

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über die Fort-
dauer der tragischen und gewaltsamen Ereignisse der letzten
Zeit, die viele Todesopfer und Verwundete, so auch unter Kin-
dern, gefordert haben,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs176;

2. nimmt außerdem Kenntnis von dem Bericht der Per-
sönlichen Humanitären Gesandten des Generalsekretärs für
die humanitäre Lage und die diesbezüglichen Bedürfnisse des
palästinensischen Volkes177;

3. dankt dem Generalsekretär für seine rasche Reaktion
und seine Bemühungen in Bezug auf die Hilfe für das palästi-
nensische Volk;

4. dankt außerdem den Mitgliedstaaten, den Organen
der Vereinten Nationen sowie den zwischenstaatlichen, regio-
nalen und nichtstaatlichen Organisationen, die dem palästi-
nensischen Volk Hilfe gewährt haben und nach wie vor ge-
währen;

5. unterstreicht die Wichtigkeit der Arbeit des Sonder-
koordinators der Vereinten Nationen für den Nahost-Friedens-
prozess und Persönlichen Beauftragten des Generalsekretärs
bei der Palästinensischen Befreiungsorganisation und der Pa-
lästinensischen Behörde sowie der unter der Schirmherrschaft
des Generalsekretärs ergriffenen Maßnahmen, die sicherstel-
len sollen, dass ein Koordinierungsmechanismus für die Tä-
tigkeit der Vereinten Nationen in den gesamten besetzten Ge-
bieten geschaffen wird;

6. fordert die Mitgliedstaaten, die internationalen Fi-
nanzinstitutionen des Systems der Vereinten Nationen, die
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen so-
wie die regionalen und interregionalen Organisationen nach-
drücklich auf, dem palästinensischen Volk in enger Zusam-
menarbeit mit der Palästinensischen Befreiungsorganisation
und über offizielle palästinensische Institutionen so rasch und
großzügig wie möglich wirtschaftliche und soziale Hilfe zu ge-
währen;

7. fordert die zuständigen Organisationen und Einrich-
tungen des Systems der Vereinten Nationen auf, ihre Hilfe zu
verstärken, um entsprechend den von der palästinensischen
Seite festgelegten Prioritäten auf die dringenden Bedürfnisse
des palästinensischen Volkes einzugehen;

8. fordert die internationale Gemeinschaft zur Bereit-
stellung dringend benötigter Hilfe und Dienste auf, um die ka-
tastrophale humanitäre Krise abzumildern, in der sich die pa-
lästinensischen Kinder und ihre Familien befinden, und zum
Wiederaufbau der maßgeblichen palästinensischen Institutio-
nen beizutragen;

9. begrüßt die Rolle, die der Temporäre internationale
Mechanismus bei der direkten Unterstützung des palästinen-
sischen Volkes unter den gegenwärtigen Umständen spielt,
und legt den interessierten Gebern nahe, diesen Mechanismus
zu nutzen; 

10. fordert die Mitgliedstaaten mit Nachdruck auf, ihre
Märkte für Ausfuhren palästinensischer Erzeugnisse zu den
günstigsten Bedingungen und im Einklang mit den entspre-
chenden Handelsregeln zu öffnen und die bestehenden Han-
dels- und Kooperationsabkommen in vollem Umfang durch-
zuführen;

11. fordert die internationale Gebergemeinschaft auf,
dem palästinensischen Volk die zugesagte Hilfe beschleunigt
zur Verfügung zu stellen, um seinen dringenden Bedarf zu
decken;

12. betont in diesem Zusammenhang, dass es geboten ist,
den freien Durchlass von Hilfslieferungen an das palästinen-
sische Volk und die Freizügigkeit von Personen und Gütern zu
gewährleisten;

13. betont außerdem, dass das Abkommen über die Be-
wegungsfreiheit und den Zugang sowie die Einvernehmlichen
Grundsätze für den Grenzübergang Rafah, beide vom 15. No-
vember 2005, von beiden Parteien uneingeschränkt angewandt
werden müssen, damit sich die palästinensische Zivilbevölke-
rung innerhalb des Gazastreifens frei bewegen und ihn unge-
hindert betreten und verlassen kann;

14. fordert die internationale Gebergemeinschaft, die
Einrichtungen und Organisationen der Vereinten Nationen
und die nichtstaatlichen Organisationen nachdrücklich auf,
dem palästinensischen Volk so rasch wie möglich wirtschaft-
liche und humanitäre Nothilfe zu gewähren, um den Auswir-
kungen der gegenwärtigen Krise entgegenzutreten;

15. betont die Notwendigkeit der Verwirklichung des Pa-
riser Protokolls über wirtschaftliche Beziehungen vom
29. April 1994, fünfter Anhang zu dem am 28. September
1995 in Washington unterzeichneten Israelisch-palästinensi-
schen Interimsabkommen über das Westjordanland und den
Gazastreifen178, insbesondere in Bezug auf die vollständige

175 S/2003/529, Anlage.
176 A/60/90-E/2005/80.
177 In Englisch verfügbar unter http://domino.un.org/bertini_rpt.htm. 178 A/51/889-S/1997/357, Anlage.
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und unverzügliche Abrechnung der palästinensischen indirek-
ten Steuereinnahmen;

16. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung über den Wirt-
schafts- und Sozialrat einen Bericht über die Durchführung
dieser Resolution vorzulegen, der Folgendes enthält:

a) eine Evaluierung der vom palästinensischen Volk tat-
sächlich erhaltenen Hilfe;

b) eine Evaluierung des noch ungedeckten Bedarfs so-
wie konkrete Vorschläge, wie diesem wirksam entsprochen
werden kann;

17. beschließt, den Unterpunkt „Hilfe für das palästinen-
sische Volk“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer zweiund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/221

Verabschiedet auf der 83. Plenarsitzung am 20. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/61/L.11/Rev.2 und Add.1,
in seiner mündlich abgeänderten Fassung, eingebracht von: Ägypten, Aserbai-
dschan, Bangladesch, Belarus, Belize, Benin, Burkina Faso, China, Costa Rica,
Dominikanische Republik, Dschibuti, El Salvador, Eritrea, Gabun, Gambia, Gua-
temala, Guinea, Haiti, Honduras, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Kam-
bodscha, Kamerun, Kasachstan, Katar, Komoren, Kongo, Kuwait, Libanon, Ma-
dagaskar, Malaysia, Marokko, Marshallinseln, Mikronesien (Föderierte Staaten
von), Mongolei, Myanmar, Nicaragua, Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neugui-
nea, Philippinen, Russische Föderation, Senegal, St. Vincent und die Grenadi-
nen, Sudan, Suriname, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste, Usbekistan.

61/221. Förderung des Dialogs, der Verständigung und
der Zusammenarbeit zwischen den Religionen
und Kulturen zu Gunsten des Friedens

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung der in der Charta der Vereinten Nationen
und der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte179 veran-
kerten Ziele und Grundsätze, insbesondere des Rechts auf Ge-
danken-, Gewissens- und Religionsfreiheit,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/6 vom 9. Novem-
ber 2001 über die Globale Agenda für den Dialog zwischen
den Kulturen, 57/6 vom 4. November 2002 betreffend die För-
derung einer Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit,
57/337 vom 3. Juli 2003 über die Verhütung bewaffneter Kon-
flikte, 58/128 vom 19. Dezember 2003 über die Förderung von
Verständnis, Harmonie und Zusammenarbeit auf dem Gebiet
der Religion und der Kultur, 59/23 vom 11. November 2004
über die Förderung des interreligiösen Dialogs, 59/143 vom
15. Dezember 2004 über die Internationale Dekade für eine
Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit zu Gunsten der
Kinder der Welt 2001-2010 und 59/199 vom 20. Dezember
2004 über die Beseitigung aller Formen der religiösen Intole-
ranz, 

unterstreichend, wie wichtig es ist, Verständnis, Toleranz
und Freundschaft unter den Menschen in all ihrer religiösen,
weltanschaulichen, kulturellen und sprachlichen Vielfalt zu
fördern, und daran erinnernd, dass sich alle Staaten nach der
Charta verpflichtet haben, die allgemeine Achtung und Ein-
haltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle ohne
Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion zu
fördern und zu festigen, 

Kenntnis nehmend von der Verabschiedung des Ergebnis-
ses des Weltgipfels 2005180, in dem die Staats- und Regierungs-
chefs anerkannten, wie wichtig die Achtung und das Verständ-
nis der religiösen und kulturellen Vielfalt ist, den Wert des
Dialogs über die interreligiöse Zusammenarbeit bekräftigten
und sich mit Blick auf die Förderung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit verpflichteten, für das Wohlerge-
hen, die Freiheit und den Fortschritt der Menschheit überall zu
arbeiten sowie Toleranz, Achtung, Dialog und Zusammenar-
beit auf lokaler, nationaler, regionaler und internationaler Ebe-
ne und zwischen verschiedenen Kulturen, Zivilisationen und
Völkern zu fördern und zu begünstigen, 

höchst beunruhigt darüber, dass ernste Fälle von Intoleranz
und Diskriminierung auf Grund der Religion oder der Weltan-
schauung, einschließlich Gewalthandlungen, Einschüchterun-
gen und Nötigungen, deren Beweggrund religiöse Intoleranz
ist, in vielen Teilen der Welt zunehmen und die Ausübung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten gefährden, 

betonend, dass es geboten ist, Freiheit, Gerechtigkeit, De-
mokratie, Toleranz, Solidarität, Zusammenarbeit, Pluralis-
mus, Achtung vor der kulturellen, religiösen oder weltan-
schaulichen Vielfalt, Dialog und Verständigung als wichtige
Bausteine des Friedens auf allen Ebenen der Gesellschaft so-
wie zwischen den Nationen zu stärken, und in der Überzeu-
gung, dass die Leitprinzipien der demokratischen Gesellschaft
von der internationalen Gemeinschaft aktiv gefördert werden
müssen, 

bekräftigend, dass die freie Meinungsäußerung, der Medi-
enpluralismus, die Mehrsprachigkeit, der gleiche Zugang zur
Kunst und zu wissenschaftlichem und technologischem Wis-
sen, auch in digitaler Form, sowie die Möglichkeit aller Kul-
turen, Zugang zu Ausdrucks- und Verbreitungsmitteln zu er-
halten, die kulturelle Vielfalt garantieren und dass bei der Ge-
währleistung des freien Flusses von Ideen in Wort und Bild
sorgfältig darauf zu achten ist, dass alle Kulturen zu Wort kom-
men und Gehör finden können,

in Bekräftigung der Notwendigkeit, dass alle Staaten wei-
terhin internationale Anstrengungen zur Verstärkung des Dia-
logs und zur Vertiefung des Verständnisses zwischen den Zi-
vilisationen unternehmen, um Angriffe auf andere Religionen
und Kulturen zu verhindern181, zur friedlichen Beilegung von
Konflikten und Streitigkeiten beizutragen und das Potenzial
für Feindseligkeit, Zusammenstöße und sogar Gewalt zu sen-
ken, 

179 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/
Depts/german/grunddok/ar217a3.html.

180 Siehe Resolution 60/1. 
181 Ebenfalls anerkannt in Resolution 1624 (2005) des Sicherheitsrats.




